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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.03.2015 

Geschäftszahl 

2012/04/0070 

Rechtssatz 

Gemäß § 334 Abs. 7 BVergG 2006 beträgt die Höchstgrenze für die zu verhängende Geldbuße im 
Oberschwellenbereich 20% der Auftragssumme. Als Auftragssumme ist die Summe aus Gesamtpreis zuzüglich 
Umsatzsteuer (vgl. § 2 Z 26 lit a BVergG 2006) des vergebenen Vertrages oder auch Vertragsteiles - sofern es 
sich nur um ein teilweises Absehen von der Aufhebung des Vertrages im Sinne des § 334 Abs. 4 BVergG 2006 
handelt - zu verstehen. Die an der jeweiligen Auftragssumme orientierte Höchstgrenze des Ermessensspielraums 
für die Behörde ist ein unverzichtbarer Parameter für die Ausmittlung der Geldbuße. 


